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Seit gut zwei Jahren fordert der ver.di-Fach-

bereich TK/IT/DV unter dem Titel „Breit-

band für alle“ einen flächendeckenden

Ausbau breitbandiger Netzzugänge. Auch

für private Verbraucher, Unternehmen und

Landwirte in strukturschwachen Gebieten

ist eine schnelle Netzanbindung wichtig.

Das erklärt sich aus den schnellen Zugän-

gen zu Informationen und der effizienten

Kommunikation.

Deutschland als Hightech- und Exportna-

tion rühmt sich selbst eine moderne Wis-

sensgesellschaft zu sein. Hightech und

Wissenstransfer bauen auf einer leis-

tungsfähigen Infrastruktur auf. Internatio-

nal betrachtet hat unser Land aber eine

nur vergleichsweise durchschnittliche In-

frastruktur im Bereich der Telekommuni-

kation.

Fortsetzung auf Seite 4

Endlich:
Bundesregierung will
die Breitbandoffensive

Yes, we must!
ver.di fordert seit Jahren den Breitbandausbau. Jetzt hat sich die

wirtschaftliche Lage soweit zugespitzt, dass der notwendige Aus-
bau eines Breitbandnetzes nicht mehr nur eine Option, sondern
bereits eine dringende Notwendigkeit ist. Angelehnt an den Slo-

gan des US-Präsidenten Obama, muss die Bundesregierung einge-
stehen, dass sie in Handlungsnot geraden ist. Nicht das Können,

sondern das Müssen diktiert die Strategie.

Mogelpackung statt Angebot
Zweite Tarifrunde Telekom
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ver.di hat am 28. Januar das Angebot der Telekom in
der laufenden Gehaltstarifrunde als „Mogelpackung“
zurückgewiesen. Damit sei man meilenweit von einer Eini-

gung entfernt, sagte Lothar Schröder, Verhandlungsführer und

Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. Die Telekom hatte zum

Ende der zweiten Verhandlungsrunde über höhere Löhne und

Gehälter für die rund 83.000 Beschäftigten bei den T-Service-

gesellschaften und der Deutschen Telekom ihre Vorstellungen

skizziert. Nach ver.di-Berechnungen bliebe bei einer zweijähri-

gen Laufzeit des Tarifvertrags jedoch lediglich eine Anhebung

von 1,1 Prozent im Geldbeutel übrig. Das sei zu mager, be-

tonte Schröder. Derlei Angebote sorgen allenfalls für Wider-

stand. Die Verhandlungen wurden nach Druck der Komm

fortgesetzt. Infos unter: http://www.verdi-tk-it.de



Der ver.di-Bereich Inno-
vation und Gute Arbeit
initiiert und unter-
stützt Aktivitäten zur
Entwicklung und zum
Erhalt guter Arbeit.
Eingesetzt werden dazu
auch neue Instrumente
wie zum Beispiel der
„DGB-Index Gute Arbeit“,
mit denen überbetrieb-
lich, vor allem aber im
Betrieb die Qualität der
Arbeit ermittelt und
verbessert werden kann.
Die Website der ver.di-
Initiative GUTE ARBEIT
ist jetzt online. Sie bün-
delt Handlungshilfen,
betriebliche Erfahrun-
gen, Branchenaktivitä-
ten und Hintergrund-
wissen.

Entgegen mancher Prophezeiung ei-

ner schönen neuen Arbeitswelt ha-

ben sich die Arbeits- und Leistungs-

bedingungen verschärft. Manager

und Wirtschaftsbosse geben den

Druck des Marktes in die Abteilun-

gen und Arbeitsgruppen bis hin zu

den einzelnen Beschäftigten weiter.

Einkommen, Arbeitszeiten und Ar-

beitsbedingungen werden flexibel an

die Markterfordernisse angepasst.

Das führt nicht selten zu Arbeitszei-

ten ohne Ende und zu Dauerstress

als betrieblichem Normalzustand.

Die Angst den Arbeitsplatz zu verlie-

ren, bestimmt immer häufiger den

Alltag. Belastungen durch Zeit- und

Termindruck sind gestiegen.

Aber auch dort, wo Menschen in

hoch qualifizierten, gut bezahlten

und vergleichsweise gesicherten Ar-

beitsverhältnissen stehen, ist es für

viele schwieriger geworden, die ei-

genen Vorstellungen von guter Ar-

beit zu verwirklichen. Auch dort

überschreiten die Arbeits- und Leis-

tungsbedingungen immer häufiger

die Grenze des Zumutbaren, wird

gute Arbeit als gewerkschaftliches

Handlungsfeld wichtiger.

Gute Arbeit ist für ver.di untrennbar

mit Respekt, Anerkennung, Wert-

schätzung und dem Recht auf Mit-

wirkung und Mitbestimmung ver-

bunden. Um gute Arbeit zu ringen

ist von daher eine wichtige Quer-

schnittsaufgabe gewerkschaftlicher

Arbeit. ver.di rückt damit die betrieb-

liche Alltagsgestaltung der Arbeits-

bedingungen ins Zentrum ihrer Ar-

beit in den Betrieben.

Dazu setzt die ver.di-Initiative GUTE

ARBEIT an den Interessen, Wün-

schen und Bedürfnissen der Men-

schen an, denn die Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer sind die

Experten in eigener Sache. Sie haben

eine klare Vorstellung davon, was für

sie gute Arbeit ist. ver.di greift diese

Vorstellungen und Anforderungen

auf, entwickelt daraus Kernforderun-

gen für die Gestaltung guter Arbeit

und macht diese zur Grundlage ihres

Handelns.

ver.di nimmt nicht nur in den Betrie-

ben die Auseinandersetzung um

gute Arbeit auf, der Kampf um hu-

mane Arbeits- und Lebensbedingun-

gen ist auch ein politischer, in dem

geklärt werden muss, welche Gesell-

schaft und welche Arbeitswelt wir

wollen.

Weitere Informationen zur ver.di-

Initiative, zu Branchenaktivitäten

und Praxisbeispielen auf der Web-

site unter:

http://www.verdi-gute-arbeit.de
Marion Lühring
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Augsburg: Jahreshauptvers. 1. April,
14:30 Uhr, Kantine Stadtjägerstraße, Refe-
rat Ethofer: Erfolge für Senioren; Fragen
zur VAP; 4. März, 14:00 Uhr, Preisschaf-
kopfen, Gaststädte Grubis, Georgenstraße
Berlin: BeG Sen., Mitgliedergr. Reini-
ckendorf/Wedding FB 10/9/1: Jahreshaupt-
vers. am 25. März, 15 Uhr, Vereinsheim des
BFC-Alemania 90-Wacker, Wackerweg 26,
Berlin-Reinickendorf.
Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1.
Die. im Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.
Idar-Oberstein: Sprechst. der BeG
Sen. FB 9/10 am 1. Mo. im Mon., 14 bis 16

Uhr, DGB-Haus, Wilhelmstr. 25. Anmeld.
Alfred Weis, Tel. 06785-17 444.
Kassel: BeG Sen. P/T: Jahreshauptvers.,
25. März, 14 Uhr, Eppö`s Clubheim, Da-
maschkestr. 35 (ehem. Clubhaus KSV Hes-
sen).
Lübeck: BeG der DT TS/KS GmbH Nord,
FB 9, Bereich Lübeck. Treff jed. 1. Mi. im
Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,
Raum V153.
Neuss: BeG Sen., FB 10, Sprechstunde
für Sen. in der ver.di-Geschäftsstelle, Ham-
mer Landstr. 5, am Mo. 2. März, 10 bis 12
Uhr. Gesprächsrunde für Mitgl. aus Dorma-
gen am Die. 3. März, 15 Uhr, Vater Rhein,
Dormagen-Stürzelberg, Oberstr. 4. Seminar
in Leiwen: 30. März bis 3. April.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwa-
bach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do.

im Mon., 14.30 Uhr, Gaststätte „Genos-
senschaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-
Platz 2; am 5. März ist die Verkehrspolizei
zu Gast. Außerdem Anmeld. für das Semi-
nar in Schney.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden
Mittw., 11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Offen-
burg, Okenstr. 1c, auch tel.: 07 81/91 71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG PT, 5. März,
14.30 Uhr, Monatstreff, „Krone“, Ulm-Söf-
lingen.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T:
Info-Veranst. Hinterbliebenenversor-
gung,19. März, 14 Uhr, Gaststätte Rost,
Niddawitzhausen.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 23. Februar 2009

ver.di-Initiative GUTE ARBEIT

Neue Website ist online

Termine
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Getrieben von der Finanzkrise,
will die Bundesregierung im Rah-
men ihrer Konjunkturpakete eine
Breitbandstrategie aufsetzen. Bis
2018 sollen für alle Haushalte
Breitbandanschlüsse mit Übertra-
gungsraten von mindestens 50
Megabit pro Sekunde zur Verfü-
gung stehen.

ver.di begrüßt außerordentlich die

Festlegung der Bundesregierung

zum Breitbandausbau. Wir drängen

darauf, dass die Umsetzung so er-

folgt, dass zügig die größtmögliche

Beschäftigungswirkung entsteht.

Wer Beschäftigung fördern will,

muss den Glasfaserausbau den

Funklösungen vorziehen. Der Glasfa-

serausbau kann Beschäftigungswir-

kung bei der Deutschen Telekom,

kooperierenden Netzentwicklern

und beim Tiefbau begründen.

Die Deutsche Telekom beschäftigt

noch mehr als 70.000 Menschen im

Festnetzbereich. Durch den Personal-

abbau und die ständige Restruktu-

rierung des Konzerns wurden aber

bereits mehr als 130.000 Arbeits-

plätze vernichtet. Die Beschäftigten

der Telekom stehen nach wie vor un-

ter erheblichem Rationalisierungs-

druck – u.a. wegen der absehbaren

Einführung von NGN, dem „Next

Generation Network“. Deshalb muss

sich die Breitbandstrategie für die

Arbeitsplätze bei der Telekom positiv

auswirken.

Die Ausbauoffensive kann helfen,

die Auswirkungen aus Rationalisie-

rungen und Personalabbau zu ver-

hindern oder zumindest zu minimie-

ren.

ver.di setzt auf eine entschlossene

Schrittmacherrolle der Deutschen

Telekom bei der Breitbandoffensive.

Denn in der Struktur der Telekom

können schneller Arbeitsplätze gesi-

chert werden als bei einer kleinteiligen

Organisation des Netzausbaus mit vie-

len kleineren Unternehmen. Die Tele-

kom kann erhebliche Investitionen aus

der eigenen Tasche leisten und selbst

einen kreditfinanzierten Ausbau stem-

men. Die Beschäftigten der Telekom

verfügen über das notwendige Know-

how. Lothar Schröder

2009 rühmt sich Deutschland ein weltweit
führendes Hightechland mit einer ausge-
prägten Wissensgesellschaft zu sein. Dass
Anspruch und Wirklichkeit immer weiter
auseinander klaffen, liegt nicht zuletzt an
den fehlenden Investitionen in Bildung,
Kultur und Infrastruktur. Die digitale Le-
bensader, essenziell für die Versorgung
mit Informationen und für die Vitalität der
Kommunikation, war und ist das TK-Netz.
2009 basiert dieses noch überwiegend auf
dem klassischen Kupfernetz. Das aber ist
technisch ausgereizt und stößt an seine
Kapazitätsgrenzen.

Erst die Finanzkrise 2008/2009 und die hek-

tisch aufgelegten Konjunkturprogramme der

Bundesregierung verhelfen den ver.di-Forde-

rungen nach einer Modernisierung des Breit-

bandnetzes zum Durchbruch. Die Deutsche Telekom nimmt, flan-

kiert von politischen Maßnahmen, milliardenschwere Investitionsri-

siken in Kauf und führt im Rahmen von Kooperationen mit ande-

ren TK-Unternehmen die Ausbauoffensive an. Das Ziel, jeden

Anschluss mit 50 Megabit pro Sekunde zu versorgen, wird schnel-

ler als ursprünglich geplant umgesetzt.

Die Breitbandoffensive löst bereits mit Ausbaubeginn ab 2009 und

in den Folgejahren einen Boom aus. Die Sicherung von tausenden

Arbeitsplätzen in der TK-Branche beendet den Rationalisierungs-

trend und die Sparmaßnahmen der letzten Jahre. Im Dienstleis-

tungsbereich entstehen neue Geschäftsfelder und mit ihnen neue

Arbeitsplätze. Das Internet der Dinge, modernste Diagnose- und

Beratungsmöglichkeiten in der Telemedizin, aber auch die Schaf-

fung von Zehntausenden Heimarbeitsplätzen – um nur einige Bei-

spiele zu nennen – beleben die Wirtschaft.

Im Jahr 2018 schickt sich die Politik an, die nächste Ausbaustufe zu

initiieren. Beflügelt von der ersten Breitbandoffensive, soll die Min-

destbandbreite auf 100 Megabit pro Sekunde ausgebaut werden…

Christoph Heil

2018: Deutschland ein digitales Sommermärchen

Breitbandstrategie zügig umsetzen
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Nach einer OECD-Studie
vom Juni 2008 rangiert
Deutschland bei der
Zahl von Breitbandnut-
zern pro 100 Einwohner
hinter Ländern wie Dä-
nemark, Island, Korea,
Großbritannien oder
Frankreich lediglich
auf Platz 14. Das passt
so gar nicht zu einer
Wissensgesellschaft,
die zunehmend internet-
basierte Medien nutzt,
um sich zu informieren
und zu kommunizieren.

In der Wirtschaft, im Handel und in

der Wissenschaft spielen der Infor-

mations- und Datenaustausch auf

Basis des Internets eine immer wich-

tigere Rolle. Eine veraltete oder man-

gelhafte Infrastruktur für Kommuni-

kationsnetze bremst die Entwicklung

des Landes und der Menschen. Eine

TK-Infrastruktur auf Basis des jahr-

zehntealten Kupferkabelnetzes wird

den Anforderungen der heutigen

Zeit nicht mehr gerecht.

Dieser Zustand ist ein Standortnach-

teil im globalen Wettbewerb und ge-

fährdet hierzulande Arbeitsplätze.

ver.di fordert deshalb seit Jahren den

flächendeckenden Ausbau einer leis-

tungs- und zukunftsfähigen TK-In-

frastruktur. Bislang haben Politiker

und Bundeswirtschaftsministerium

bei dieser Forderung abgewunken.

Die Umsetzung der ver.di-Forderun-

gen, so die Kritiker bislang, sei viel

zu teuer und in ländlichen Regionen

völlig utopisch.

Zugegeben, dieser Ausbau mag zwar

teuer sein, die Wirkung für die Volks-

wirtschaft wäre aber enorm wichtig.

Der Ausbau selbst würde über Jahre

Arbeitsplätze sichern. Gestützt auf

eine Studie von McKinsey, ist davon

auszugehen, dass ohne Investitionen

in Glasfaser in der TK-Industrie in den

nächsten zehn Jahren 140.000 Ar-

beitsplätze verloren gehen.

Aber auch die Effekte des Ausbaus

werden helfen, bestehende Arbeits-

plätze zu halten und neue zu schaf-

fen!

Königsweg Glasfaser

Das Maß aller Dinge in Punkto Breit-

bandversorgung ist grundsätzlich

der Anschluss der Verbraucher an

eine Glasfaserinfrastruktur. Eine flä-

chendeckende Versorgung von 50

Megabit pro Sekunde wäre tech-

nisch kein Problem und wird in den

kommenden Jahren weiter entwi-

ckelt werden. Die Glasfasertechnik

ist bewährt, sicher und skalierbar.

Das heißt, dass auch Bandbreitenan-

passungen auf noch schnellere 100

Megabit pro Sekunde und darüber

hinaus möglich wären.

Nur in abgelegenen, dünn besiedel-

ten Gegenden, wo eine Glasfaserin-

frastruktur ein extrem ungünstiges

Kosten-Nutzenverhältnis hervorbrin-

gen würde, sollte auf Alternativen

ausgewichen werden.

Durch die Digitalisierung des terres-

trischen Rundfunks werden Frequen-

zen frei (die sogenannte „digitale Di-

vidende“), die bisher vom analogen

Radio und Fernsehen belegt waren.

Die Politik muss schnell dafür sor-

gen, dass diese Frequenzen nicht un-

genutzt bleiben, sondern dass sie für

die breitbandige Versorgung mit In-

ternetzugängen zur Verfügung ge-

stellt werden. Für die ländlichen und

dünn besiedelten Gegenden kann

die Nutzung der freiwerdenden

Rundfunkfrequenzen eine relativ

günstige und leistungsfähige Alter-

native für den Glasfaseranschluss

darstellen.

Bundesregierung
startet
Breitbandoffensive

Nun, mit der Krise im Nacken, will

die Bundesregierung im Rahmen ih-

rer Konjunkturpakete, die bestehen-

den Versorgungslücken bis 2010

schließen. Bis spätestens 2014 sollen

für 75 Prozent der Haushalte, bis

2018 für alle Haushalte Breitbandan-

schlüsse mit Übertragungsraten von

mindestens 50 Megabit pro Sekunde

zur Verfügung stehen. Entspre-

chende Investitionen müssen nun

auf den Weg gebracht werden.

Fortsetzung von Seite 1

Endlich:
Bundesregierung
will die Breitbandoffensive

Yes, we must!
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Anders als in anderen Branchen, gibt

es hier aber einen wichtigen Unter-

schied. Die Unternehmen stehen

nicht mit aufgehaltenen Händen vor

dem Fiskus, sondern sie sind bereit,

erhebliche Teile der notwendigen

Mittel aus der eigenen Tasche zu fi-

nanzieren. Unternehmen wie die

Deutsche Telekom sind bereit, milli-

ardenschwere Investitionen aus eige-

ner Kasse zu bezahlen. Dies wäre

eine Erleichterung für den deutschen

Fiskus und damit für den Steuerzah-

ler.

Klar ist aber auch, dass das unter-

nehmerische Risiko solcher Investi-

tionen in einem vertretbaren Rah-

men bleiben muss. Deshalb müssen

Bundesregierung und Europäische

Union für klare und erträgliche Rah-

menbedingungen sorgen, um die in

Aussicht stehenden Investitionen

nicht zu gefährden. Gerade aber auf

EU-Ebene wird im Rahmen der Rah-

menrichtlinien für die Telekommuni-

kationsregulierung daran gearbeitet,

die Voraussetzungen für Investitio-

nen zu verschlechtern. Hier muss sei-

tens der Bundesregierung dringend

entgegen gewirkt werden!

Breitbandoffensive
optimal gestalten

Die von der Bundesregierung ins

Spiel gebrachte Breitbandoffensive

muss unverzüglich gestartet und auf

Nachhaltigkeit ausgerichtet werden.

Nachhaltigkeit bedeutet die Nutzung

zukunftsfähiger Technologien und

die Sicherung und Schaffung von Ar-

beitsplätzen. ver.di fordert deshalb

die Bundesregierung auf, ihre Breit-

bandstrategie unter folgende Prä-

missen zu stellen:

1. Investitionen müssen im Ergebnis

nicht nur Infrastrukturen aus-

bauen und verbessern, sondern

auch Arbeitsplätze sichern und

schaffen.

2. Die Investitionen in den Breit-

bandausbau müssen nachhaltig

sein. Das heißt, die modernisier-

ten Netze müssen auch langfris-

tig den wachsenden Bedürfnis-

sen stand halten. Die

Glasfasertechnologie ist tech-

nisch optimal dazu geeignet.

3. Als eine Option für die Versor-

gung von schwach besiedelten

ländlichen Regionen müssen Fre-

quenzen aus der sogenannten

„Digitalen Dividende“ verfügbar

gemacht werden.

4. Die Bundesregierung muss

schnell und sehr deutlich Druck

auf die zuständige EU-Kommis-

sion ausüben, dass das Ergebnis

aus der laufenden Überarbeitung

des europäischen Regulierungs-

rahmens nicht den Nährboden

für Investitionen austrocknet.

Der regulatorische Rahmen muss

auf europäischer und nationaler

Ebene so angepasst werden,

dass sich die Investitionen loh-

nen.

5. Der Gesetzgeber muss wichtige

strukturelle Voraussetzungen für

die Erleichterung der Investitio-

nen schaffen (z. B. Verpflichtung

zur Verlegung von Leerrohren,

Kommunale Eigenleistungen für

die Vorbereitung der Ausbau-Ak-

tivitäten etc.)

6. Gesetzliche Instanzen müssen

die garantierten Mindestband-

breiten sicherstellen. Dazu soll

eine Zeitspanne definiert wer-

den, in der die garantierten Min-

destbandbreiten auf ihre Hin-

länglichkeit überprüft und falls

erforderlich angepasst werden.

7. Wenn private Investitionen hel-

fen, die Konjunktur zu beleben,

so sind diese zu fördern.

Christoph Heil
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Wann ist aus Sicht der Unternehmen

der richtige Zeitpunkt, die Arbeit-

nehmerInnen mit ordentlichen Lohn-

zuwächsen zu versehen? Die real er-

lebte Antwort lautet – nie!

In Zeiten des massiven Aufschwun-

ges reden sie davon, dass das kleine

grüne Pflänzchen des Aufschwungs

nicht durch überzogene Lohnforde-

rungen bedroht werden darf.

In Zeiten des Booms reden sie von

Maß halten, um die Zukunft nicht zu

gefährden.

Und in Zeiten der Krise fordern sie

wie selbstverständlich ein, dass keine

oder nur geringste Lohnentwicklun-

gen bei den Arbeitnehmerinnen an-

kommen sollen.

Aus Sicht der Unternehmen gibt es

keinen richtigen Zeitpunkt, Reallohn-

steigerungen für die Beschäftigten

zu ermöglichen.

Stattdessen werden die Beschäftig-

ten mit Tarifflucht, Lohnverzicht und

Angriffe auf die Existenzgrundlage

konfrontiert.

Deutschland ist
Schlusslicht

Trauriges Ergebnis dieser spezifisch

deutschen Unternehmenspolitik ist,

dass die Reallöhne in Deutschland

beispielsweise im Zeitraum von 2000

bis 2008 um 0,8 Prozent gesunken

sind, während in allen anderen EU-

Ländern im gleichen Zeitraum eine

deutliche Steigerung der Reallöhne

stattgefunden hat: In Ländern wie

die Niederlande, Schweden, Finn-

land, Dänemark, Großbritannien, Ir-

land und Griechenland mit Werten

zwischen plus 12,4 und 39,6 Pro-

zent.

Die Reallöhne in Deutschland sind

zwischenzeitlich preisbereinigt auf

dem Niveau von 1991 angekom-

men. Dies ist keineswegs einer wirt-

schaftlich besonders schwierigen Si-

tuation geschuldet, wie der Blick auf

die Entwicklung der Lohnstückkos-

ten zeigt. Sind diese von 1995 bis

2005 in der EU um 14,1 Prozent ge-

stiegen, ergibt sich für die Bundesre-

publik gerade mal eine Steigerung

von 1,1 Prozent.

In den Zeiten der Finanzmarktkrise

bricht der Export weg. Und jetzt

rächt sich doppelt, dass Unterneh-

men aber auch die Politik in der Ver-

gangenheit, alles dafür getan haben,

dass die Binnennachfrage nicht auf

die Beine kommen konnte. „Autos

kaufen keine Autos“, das hat schon

Henry Ford festgestellt. Autos wer-

den von Menschen gekauft, die

dazu aufgrund einer ordentlichen

Beteiligung an dem Reichtum dieser

Gesellschaft auch wirtschaftlich in

der Lage sind.

Hunderte Milliarden Euro und Dollar

werden von den Regierungen auf

dieser Welt in die Hand genommen,

um die Finanzmarktkrise in den Griff

zu bekommen. Eine Krise, die der

Raffgier der Banken und dem Hinter-

herhecheln nach immer höheren

Renditen und Gewinnen geschuldet

ist. Eine Krise, die weltweit Men-

schen um ihre Existenzgrundlage

bangen lässt.

Gerne flüchten sich die Banken un-

ter den mit Steuergeldern finanzier-

ten Rettungsschirm, fordern gar, die

Einrichtung einer sogenannten „Bad

Bank“, die staatlich finanziert, alle

faulen Wertpapiere übernimmt und

damit die Banken von ihren selbst

geschaffenen unkalkulierbaren Risi-

ken befreien soll. Alles nach dem

Motto, dramatische Wertverluste

und Risiken auf die Gesellschaft zu

übertragen, damit die Banken unver-

ändert und unbeschadet ihren Ge-

schäften und ihrem Streben nach

Gewinnen nachgehen können. Dies

wäre ein weiterer Dreh an der

Schraube, die bereits in den vergan-

genen Jahren zu immer mehr Vertei-

lungsungerechtigkeit in diesem Land

geführt hat: Erfolge würden weiter-

hin auf den Konten der Unterneh-

men und Manager verbucht und

Verluste allein auf den Schultern der

Belegschaft ausgetragen.

Binnennachfrage durch
mehr Einkommen steigern

Die Nettolohnquote, d.h. der Anteil

der Arbeitnehmerentgelte am privat

verfügbaren Volkseinkommen, ist im

ersten Halbjahr 2008 auf nur noch

39,3 Prozent gesunken. Das ist der

niedrigste Wert seit 1960. Dort lag

die Nettolohnquote noch bei 55,8

Prozent.

Die jetzige Krise bietet die Chance,

all diese Themen, diese Ungerechtig-

keiten aufzublenden und auch anzu-

gehen. Die unverantwortlichen Spe-

Kehrtwende in der Lohnpolitik gefordert

Mehr Lohn muss her

Jetzt können Unternehmer und Manager beweisen, dass es ihnen Ernst ist mit der ge-

sellschaftlichen Verantwortung. Die Löhne müssen steigen, damit die Binnennach-

frage zunehmen kann.



kulanten, renditegetriebene Unter-

nehmensmanager, deren vordring-

lichste Aufgabe es zu sein scheint,

permanent die Existenz der Beschäf-

tigten zu bedrohen, müssen Relikte

der Vergangenheit werden.

Jetzt, in der aktuellen Situation müs-

sen auch die Unternehmen Verant-

wortung übernehmen. Nicht immer

nur der Dividende und der hohen

Rendite mit der Unternehmenspolitik

gierig hinterherhecheln. Jetzt sind

sie gefordert, den Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmern in diesem

Land die Möglichkeit zu eröffnen,

durch mehr verfügbares Einkommen

Binnennachfrage zu erzeugen.

Nachholbedarf bei
Telekom-Löhnen

Das gilt gerade auch für die Tele-

kom, die in der Vergangenheit keine

Möglichkeit ausgelassen hat, die Ar-

beits- und Entgeltbedingungen ihrer

Beschäftigten ganz offen und mit al-

ler Rücksichtslosigkeit anzugehen.

„Das Unternehmen steht so stark

und gesund da, wie ich es in meinen

neun Jahren hier noch nicht gesehen

habe. Es ist die stärkste Telekom, die

ich kenne. Wir sind sehr zufrieden,

mit dem operativen Geschäft. Wir

werden auf jeden Fall unsere Ziele

erreichen. In allen Sparten und im

Konzern.“ So äußerte sich der Fi-

nanzvorstand der Telekom, Dr. Karl

Georg Eick, im Dezember letzten

Jahres.

Eine klarere Botschaft in Richtung

der Tarifrunde der Telekom, die aktu-

ell läuft, kann es doch gar nicht ge-

ben. Ein verantwortlich handelndes

Telekom-Management unterlässt

jetzt die üblichen Spielereien. Es

trägt dem Rechnung, dass gerade

die Telekom-Beschäftigten einen

deutlichen Nachholbedarf bei den

Entgelten haben. Ein Aufruf zum

Maß halten ist völlig deplatziert. Die

ver.di-Forderung nach 8,5 Prozent

mehr Lohn ist gerecht und erfüllbar.

Michael Halberstadt

Tarifpolitik Komm 1/2 2009
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Die positiven Ergebnisse der IBM in

Deutschland haben zum Erfolg der

IBM Corporation mit beigetragen.

Die Beschäftigten haben mit ihrem

Einsatz im Software- und Servicege-

schäft den Erfolg erst möglich ge-

macht. Das muss ihnen im Rahmen

der bei IBM üblichen jährlichen Er-

gebnisbeteiligung entsprechend ho-

noriert werden.

ver.di fordert die finanzielle Beteili-

gung der Beschäftigten – auch ge-

stärkt durch das aktuelle Wahlergeb-

nis der beiden Aufsichtsratswahlen

bei der IBM Deutschland GmbH und

der IBM Deutschland Management

& Business Support GmbH. In beiden

Gesellschaften hat ver.di in einer Ur-

wahl direkt durch die Beschäftigten

jeweils beide Gewerkschaftsman-

date errungen.

Bei den Arbeitnehmervertretern do-

minieren die ver.di Kolleginnen und

Kollegen ebenfalls mit einer deutli-

chen Mehrheit.

„Unser Mandat als Gewerkschaft

und Tarifpartner im IBM-Konzern in

Deutschland wurde durch das Vo-

tum der Beschäftigten massiv ge-

stärkt und hilft uns bei den kom-

menden Auseinandersetzungen in

einem wahrscheinlich schwierigen

Jahr 2009“ so Rolf Schmidt, der zu-

ständige und verantwortliche Kon-

zernbetreuer von ver.di.

Weitere Informationen von ver.di zu

IBM unter:

http://www.verdi-tk-it.de

Wesentlich haben zu diesem starken

Ergebnis das Projekt „newcomer“

und das IT-Projekt beigetragen. Mit

Qualifizierungsleistungen, Info-Ma-

terial und auch mit konkreter Akti-

onsunterstützung waren Enrico

Rümker, Michael Bangert, und Bert

Stach das ganze Jahr über unter-

wegs.

Bert Stach, Leiter des Projekts: „Wir

können zwar aktive ver.di-Mitglieder

coachen und Material sowie Unter-

stützung anbieten. Tatsächlich ist

das Ergebnis des vergangenen Jahres

aber durch das Engagement in den

Betrieben entstanden. Neue Mitglie-

der werden nicht allein durch ein

Plakat oder einen Flyer geworben.

Dazu gehört immer auch ein über-

zeugendes Gespräch.“

Alle Werbeaktivitäten waren von einer

Gesamtstrategie begleitet, die darauf

setzt, ver.di als die Gewerkschaft für

die IT-Branche positiv zu positionieren.

Auf dem Foto (v. li.) die in den Auf-

sichtsrat der IBM gewählten ver.di-

Vertreter: Rolf Schmidt, Christine

Muhr (hinten), Barbara Gryer (Ersatz-

mitglied) und Bert Stach.

ver.di-Mitglieder sind gemeinsam

stark und gut aufgehoben in ver.di.

Foto: Projekt „newcomer“

IT-Projekt und Projekt „newcomer“

Drei Prozent mehr Mitglieder geworben
Die Mitgliederentwicklung im Bereich IT/DV im ver.di-Fachbereich TK/IT war im
letzten Jahr sehr erfolgreich. Über 1000 Beschäftigte traten ver.di bei. Am
Ende ergab dies einen Mitgliedergewinn von circa drei Prozent.

IBM

IBM muss Beschäftigte
am Erfolg beteiligen

ver.di hat die Geschäftsführung des IBM-Konzerns
in Deutschland aufgefordert, die Beschäftigten an
dem sehr guten Ergebnis von 2008 angemessen zu
beteiligen.


